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Frau Senatorin Scheeres dankt Ihnen für die Übermittlung des Beschlusses des Landeselternaus­
schusses vom 22. November 2019 zum Thema Klimaschutz an den Schulen. 

Sie hat mich gebeten, Ihnen hierzu die folgende Stellungnahme zu übermitteln. 

Die Anregungen und �inweise des Gremiums habe ich mit Interesse zur Kenntnis genommen, bitte je­
doch zu bedenken, dass die meisten Maßnahmen in die Verantwortung des Schulträgers fallen und so­
mit für deren Umsetzung an den allgemeinbildenden öffentlichen Schulen die Bezirke zuständig sind. 

Drei Bezirke (Reinickendorf, Pankow und Steglitz-Zehlendorf) finanzieren Energiesparprojekte an Schu­
len. In Pankow und in Reinickendorf nehmen ca. 20 bis 25% der Schulen daran teil. Eine Übernahme 
dieses Modells durch andere Bezirke könnte sinnvoll sein (auch im Hinblick auf den whole school ap­
proach), ebenso wie auch die Umsetzung energetischer Maßnahmen aufgrund von Energieberatungen 
oder auch die Einführung e'ines „Fonds". Jedenfalls müssten hierzu Abstimmungen der Bezirke erfolgen. 

Ihrer Anregung, in Kooperation mit der Senatsverwaltung für Umwelt, Verkehr und Klimaschutz an jeder 
Schule die Position eine Klimaschutzbeauftragten oder eines Klimaschutzbeauftragten einzurichten und 
mit Stunden aus „dem pädagogischen, dem haustechnischen, wie auch dem verwaltungstechnischen 
Personal" zu unterstützen, kann nicht gefolgt werden. Eine Stundenermäßigung für Lehrkräfte für diese 
Aufgabe kommt leider aufgrund der Personalsituation nicht in Betracht, über den Einsatz des übrigen 
Personals entscheidet der Schulträger. Der zwischen beiden Häusern bereits bestehende Kooperations­
vertrag „Klimabildung" betrifft in erster Linie die Schulämter. Von den Bezi·rken könnte geprüft werden, 
inwieweit sie zur finanziellen Unterstützung auf Mittel des Berliner Energie- und Klimaschutzprogramms 
2030 {BEK 2030) zugreifen könnten. 
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Beide Punkte nehme ich zum Anlass, dies in die monatlichen Gespräche von Frau Staatssekretärin Stof-

fers mit den Bezirksstadträtinnen und Bezirksst�dträten für Bildung einzubringen. 

Auch ein Klimaausschuss könnte im Hinblick auf den Schulentwicklungsprozess sinnvoll sein; die Ent­

scheidung müsste jedoch im Rahmen der eigenverantwortlichen Schule getroffen werden. 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

Thomas Duveneck 

Beglaubigt 
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